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Abnahme eventuell überwiegen“ ebd 109) Von politischen Festlegung auf ine estimmte Ent-
Nıcht WENISC Stimmen allerdings sprechen sıch für C1inNn wicklung und damıt auf konkrete bevölkerungspolitische
gefähres Nullwachstum Aaus$s tür C1inNn langfristiges Eın- Mafßnahmen hat INan bisher MItL der Begründung abgese-
pendeln auf Fruchtbarkeitswerte, dıie das Reproduk- hen, dafß die Ffreie generalıve Entscheidung nıemals egen-
L1  au schwanken Eın derartıges ull Wachstum stand staatlıcher Steuerung werden dürfe Der Geburten-
würde der Bundesrepublık 1NeC allmähliche Stabilisie- rückgang un VOT allem die dem Reproduktionsni-
rung der Bevölkerungszahl auf Nıveau bedeuten, VCau lıegenden Kınderzahlen sınd aber zumiındest ZzU

das ausgehend VO den derzeıtigen Gegebenheıiten deut- eıl das Ergebnis indıyidueller Reaktionen auf Gegeben-
ıch der heutigen Bevölkerungszahl läge Diesem heiten, dıe sıch unNnserem Land durch staatlıche Ma({(f(ß-
Nullwachstum werden SCWISSC Vorteıle zugesprochen Es nahmen, betriebliche Verhaltensweisen us  < entwickelt
soll die Bewältigung der Anpassungsprobleme erleichtern, haben Von daher erscheıint denn auch 1NC „bevölkerungs-
die MIL starken Schwankungen der Jahrgangsgrößen bewußte“ die Auswirkungen auf das Bevölkerungsge-
Altersautbau wıeder autftreten können un SUunNn- schehen erkennende Beurteijlung gesellschaftlicher Ver-

sozıale Rahmenbedingungen für die polıtısche Ver- hältnisse un: tamılıenpolitischer Ma{fßnahmen nıcht 1Ur

wirklichung zentraler Lebensziele schaffen sınnvoll sondern notwendig Cordelia Rambacher

Fur S familıengerechtes Rentensystem
Diıe Denkschrift der FEKD Renten Kommıission un n dieser Nn Vorschlägen
VOTauSgeEgaNgen Ist

Thema Nummer der innenpolıtischen Diskussion der dell Teıilhaberente entwickelten Wissenschaftler der
nächsten Monate wird der Kampf die Arbeıtslosıig- Uniiversıtäten Frankturt un Mannheım auf der rund-
eıt leiben Zugleich aber wırd die Auseinandersetzung lage umfangreichen Datenmaterials dem VO der

die Neuregelung der Hınterbliebenenversorgung, die Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten
nach Spruch des Bundesverfassungsgerichts bıs Sonderforschungsbereich „Mikroanalytische Grundlagen
Ende 984 verwirklicht werden mMUu nach Verötftentlıi- der Gesellschaftspolitik“
chung entsprechenden Referentenentwurtfs Be-
deutung W: Wiıe soll der Gesetzesauftrag erfülltBelebt wurde diese Diskussion bereıts durch 1NC

2C) Januar veröftentlichte Denkschrift der Rentenkom- werden?
IN1ISSION des Rates der Evangelıschen Kıirche Deutsch-
and MIL dem Tıtel „Grundsätze ZUr VWeıterent- An Vorschlägen tehlt N also nıcht Deren Umsetzung er-

sıch treiliıch weıterhın als aiußerst schwierig Undwicklung der Rentenversicherung un: Altersversorgung WEeEenNnn INa  — bedenkt welche Auswirkungen dieder Bundesrepublık Deutschland“ S1ıe SLIMMET nıcht nUu  b

vielen Aussagen MItTt „Vorschlägen ZUuUr soz1ıalen Sıche- Weıchenstellungen 20 bıs 30 Jahren haben dann 1ST das
auch Sar nıcht verwunderlıch Da mußte3das Bundes-

rung der Tau und der Hınterbliebenen übereın, die
Aprıl 1980 also noch VOT der Bundestagswahl VO der arbeıitsminısterıum mIL der Kabinettsvorlage des Z Ren-

tenanpassungsgeSsetzes un: des Rentenanpassungsbe-Arbeitsgruppe „Sozıale Sıcherung der Trau beım Kom- richts 1981 VOTr knapp Jahr recht CI-
mM1SsS$arıat der deutschen Bischöte onn publızıert scheinenden Gesetzesauftrag erfüllen nämlıich 1NC Vor-wurde (vg]l Maı 1980 244—-252); auch Rang, den ausschätzung der voraussıchtlichen finanziellen Entwick-beıde Kırchen iıhrem diesbezüglichen Papıer geben, wırd
1Ne Parallele deutlich Nıcht der Rat der EKD un nıcht lung der Rentenversicherung für die kommenden 15 Jahre

auf der Grundlage des geltenden Rechts vornehmen ob-das Kommissarıat der katholischen Biıschöfe, sondern ] -
weıls 1NC Kommuissıon bzw 1N€E Arbeıtsgruppe zeichnen ohl Spatestens Ende 1984 1ine voraussıchrtlich nıcht
dafür verantwortrtlıich. kostenneutrale Neuregelung der Hınterbliebenenversor-

SunNns und diesem Zusammenhang auch jedenfalls
och nıcht NUuUr dıe kirchlichen Vorschläge werden neben nach den Versprechungen des Bundeskanzlers seINeTr
den Stellungnahmen der dreı Parteıen (vg] HK Aprıl Regierungserklärung, dıe Anrechnung Babyjahres

die Diskussion ANICSCH uch die 1976 VO der be] der Rentenanwartschaft der Frauen tür jedes geborene
Bundesregierung eingeSsSETLZLE Transfer Enquete Kommis- Kınd) VO Gesetzgeber, also VO Deutschen Bundestag,
$10N hat sıch des Themas ANSCHOMM un dazu ihrem verwirklicht werden mu

Herbst VEITSANSCHNCH Jahres veröftentlichten Bericht Diese Hochrechnung macht deurtlich Selbst ohne
Bemerkenswertes gESART ıne konkrete Alternatıiıve Sar Realısıerung des Babyjahres sıeht die Entwicklung der

dem bisher VOoO allen dreı Parteıen favorisierten Mo- Rententinanzen bereıts der zweıten Hälfte der achtzı-
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ine Sachverständigenkommission beim Bundesarbeıitsmini-ger Jahre recht düster aus. Das Mınısteriıum legte re1l Der-

schiedene Annahmekombinationen VOT, wobeıl VO  —_ 981 bıs sterıum eingesetzt wurde, die in einem ausführlichen (Suüf-
995 VO jährliıchen Zuwachsraten der Durchschnittsent- achten U ıne Anrechnung VO  — dreı Erziehungsjahren
gelte VO 5 un sıeben Prozent AUS  SC wurde. Be- Pro ınd nach einem tiktiıven Beıitragssatz gefordert
rücksichtigt wurde außerdem eın höherer, eın mittlerer hatte. Kırchliche Vertreter innerhalb dieser Kommıissıon
un: eın nıedrigerer Beschäftigungsstand. BeI jährlichen hatten sıch Sar für die Anrechnung VO mındestens fünf
Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte tünt Prozent Jahren eingesetzt. och deutlicher wurde die oben Cer-

un: einem mıttleren Beschäftigungsstand rechnet das Mı- wähnte Arbeitsgruppe beim Katholischen Uro iın Bonn,
nısterıum 1987 noch miıt eiıner Schwankungsreserve VO dıe ın ıhren „Vorschlägen” die grundsdätzlıche Gleichbe-
1,6 Mrd D doch schon 9088 mıt einem Fehlbetrag VO handlung UÜonNn Erwerbstätigkeit und Kindererziehung VeEeTr-

6,4 Mrd der In den Folgejahren auf Deftizite VO langt.
16,5; Z 45,1; 64,8; 858,9; 1769 un 995 schliefßlich Oftenbar aber haben solche un: ähnliche Vorschläge
155,1 Mrd ansteigen wırd. Ob iıne solch düstere gesichts der schmalen Finanzierungsbasıs aum noch
Prognose tatsächlich noch den Spielraum läfßt, familien- Chancen. Angestrebt werden Jetzt sozlialpolıtische Mını1-
polıtısche Gesichtspunkte (wıe die Anrechnung eiınes Ba- mallösungen. Um mehr Beachtung verdıient eın (sut-
byjJahres) be1 der Neuregelung der Hınterbliebenenver- achten 99 langfrıstigen Entwicklungsperspektiven der
SOrgung berücksıichtigen, ISt jedenfalls offen; verwirk- Rentenversicherung” des mıt führenden Wissenschaftlern
lıchen hefße sıch dies 190018  =7 be] Erschließung Eın- besetzten Sozıalbeirats der Bundesregierung Orsıtz:
nahmequellen. och diese Vorausschätzungen sınd Prot. Meinhold, Heıdelberg). Darın wurde empiohlen,
recht unsıcher. So bedeutet nach den Worten VO Bundes- „dıe Diskussion die sozıale Sıcherung der Trau noch
arbeitsminister Herbert Ehrenberg eın Prozent mehr oder eiınmal wıeder auf alle ZUr Diskussion stehenden ernsthat-
wenıger jJährliche Lohnsteigerung tür das Jahr 995 iıne ten Alternatıven auszudehnen un auch dem GE
Veränderung der Schwankungsreserve VO  e} plus oder m1- siıchtspunkt der Kostenneutralıität überdenken“ Die
1U 90 Mrd Wissenschattler selbst befürworten iıne Teıilhaberente
Da sıch Einnahmen und Ausgaben der Rentenversiche- mıt der Möglichkeıit, die Rente der Tau durch ıne (Sut-
rLuNngs bıs 995 voraussıchtlich auf zehn Bıllıonen SUMmM1- schrift VO dreı bıs fünf Beitragsjahren Je ınd autfzubes-
mıeren, würde selbst iıne Schwankung des tatsächlichen SsCerN. Einbußen be1 der beitragsbezogenen Rente halten
Ergebnisses plus der MINUsS 100 Milliarden nu  — die Mitglıeder des Sozıalbeirats dabei für verfassungs-

rechtlich vertretbar.
ten
iıne stgtistische Fehlerquote VO einem Prozent bedeu-

Inzwischen haben auch dıe polıtischen Parteı:en ıhre Vor- Ist das Teilhabemodell nochstellungen teilweıse modifiziert. Eınen Alleingang realistisch?Prof Kurt Biedenkopf schon VOT knapp einem Jahr Se1in
damals präsentiertes Konzept deutet eınen Irend d der
auch be1 den internen Dıskussionen der Parteıen sıchtbar uch die bereıts erwähnte Transter-Enquete-Kommis-

S10n machte ZU Thema Altersversorgung teıls rechtwurde: Dıie Rentenlast wırd angesıichts des immer ungun-
stıgeren Verhältnisses zwıischen Erwerbstätigen un Rent- populäre Vorschläge. Dıie Kommiıissıon hatte die Aufgabe,
NEern immer schwerer tragbar, sotern bısherigen Be1i- die Auswırkungen staatliıcher Einkommensübertragungen
eSs- un Leistungsniveau festgehalten wiırd. Als erster

1im Verhältnis Steuern und Abgaben überprüfen.
„Transferzahlungen“ sınd dabe]l auf der einen Seılite alleCDU-Politiker empfahl Bıedenkoptf ıne allen Bundes-

bürgern VO einem estimmten Lebensjahr zustehende Steuern un Soz1ıalabgaben, auf der anderen Seılte sämtlıi-
che staatlıchen Leistungen, dıe dem Bürger zutließen. An-Grundrente, die aus Steuermuitteln bezahlen wäre; dar-

über hinaus möchte der privaten Altersvorsorge eın gesichts der schwerwıiegenden Unmnterschiede zwischen der
Rentenversicherung UN: der Versorgung ım öffentlichengrößeres Gewicht eımessen. Hatten VOTLT der Bundestags- Dienst empfahl die Kommıissıon, die Steigerung derahl VO 980 noch Vertreter aller Parteıen lautstark VeEeTr- Dienstbezüge der Beamten künftig knapper bemessenkündet, dafß 1m Rahmen der X4er Retorm auch einıge Un- bzw dıe Angestellten des öffentlichen Diıenstes wıedergleichbehandlungen Lasten der Wıtwe 1im Zuge eıner

generellen Neuordnung der sozıalen Sıcherung der Tau wenıgstens teilweise den Aufwendungen tür die /7u-
SatzZversorgung beteiligen, die wachsende Bevor-beseitigt werden sollten, wurden die Experten seıtdem

immer kleinlauter. Vorschläge ZUur Beseiıtigung eıner der ZUZUNg des öffentlichen Dıiıenstes StOPpPCN. Damıt dıe
Beıträge ZUur Rentenversicherung nıcht gewaltıg stel-heftigsten kritisıerten Schwachstellen der Soz1ialversı-

cherung, nämlich der fehlenden Anerkennung Von Kinder- SCH, soll be1 den Renten eıner „modıfızıerten Nettoan-
passung” übergegangen werden. Empfohlen wiırd dabeı,erziehungszeiten, werden immer seltener. Dıies, obwohl dıe Renten parallel ZU Lebenshaltungs-Niveau der Er-sıch immer stärker das Bewußtsein durchsetzt, WI1IE wich- werbstätigen steıgen lassen. Dıie OmmıssıonUg der Nachwuchs für die Versichertengemeinschaft ausdrücklich VOrTr einer Rentenreform, be] der beıde Ehe-selbst 1St.
partner der Rente des anderen teilhaben un dıe eıgene

Zu den Vorbereıtungen der X4er Reform gehörte C da{fß Rente dabe] 100prozentig erhalten bleıibt. ach Ansıcht
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der Kommissıon wAare den Frauen mıt geringen Renten Wissenschaftler blieben nıcht beı eıner Analyse stehen,
besser geholfen, WEeNnNn Kindererziehungsjahre berück- sondern machten zugleıch einen Vorschlag für eın
sichtigt würden. „Voll Eigenständiges System“” der sozıialen Siıcherung der

Frau, das den Vorstellungen der Kırchen sıcher näheruch die eingangs angesprochenen Wissenschaftler der kommt als dıe Konzepte der Parteıen. S1e lıeferten für ıhr
Uniıiversıiıtäten Frankturt un Mannheım plädiıeren für
ine tamılientreundlichere Lösung. Diesen gng be] iıh- Modell zugleich den Nachweis, da{fß e möglıch ISt, iıne

beitragsorlentierte Mindestsicherung und iıne ausrel-
Ter Arbeit in erstiter Linıe iıne Untersuchung der INZWI1-
schen entwickelten Modelle, nach denen die VO Bundes- chende Berücksichtigung der Aufgabe der Kındererzıle-

hung 1im Rentensystem gewährleisten und trotzdemverfassungsgericht bıs Ende 984 geforderte Gleichstel-
[ung DOoN Mann und Frayu verwirklicht werden soll ıne mıt einem Beıitragssatz auszukommen, der eLWwWAaS nıedri-

SCI als derjenıge der Teilhabesysteme 1St und - zugleıch
VO der Bundesregjierung eingesetzte Sachverständıgen- auch ZUr langfristigen Stabilisierung des sozıalen Alters-kommissıon hatte sıch bekanntlıch tür das Grundmodell sıcherungssystems beıträgt. Dıes ann nach dem Modellder Teiılhaberente entschieden, für dıe drei unterschiedli- der Wıssenschattler allerdings NUTLr adurch erreicht WEeEeTI-che Varıanten vorgeschlagen wurden. Die VO den Par-
telıen favorisierte Oorm sıeht VOTI, da{ß 1m Hınterbliebenen- den, da{fß I1a  —_ den Umfang der soz1ıalen Sıcherung be] gZuL-

verdienenden Ehepaaren mıt Z7wWe]l Verdienern absenkt.fal]l dıe Rentenansprüche also auch AaUS Zeıten
VOor der Ehe beıder Partner addıert werden und der Miıt anderen Worten: Es soll innerhalb des Soz1lalsystems

keıne Überversorgung mehr geben.Überlebende Prozent des Gesamtanspruchs als Rente
erhält. Ist der eıgene Anspruch höher als dıe Prozent Der Vorschlag eınes oll Eigenständıgen Systems geht 1mM
der Teilhabe, erhält der Hınterbliebene weıterhın seıne Gegensatz ZU Teılhabeansatz davon AauUs, daß die Hın-
eıgene Rente (100-Prozent-Garantıe). ach den VO den terbliebenenversorgung für erwachsene Personen bese1-
Frankfurter und Mannheimer Wiıssenschattlern durchge- tgt und durch eıgene Ansprüche ersetzt wiırd. Zentrale
ührten Berechnungen (insgesamt wurde das Schicksal Idee des Konzepts ISt C tfür jedermann, insbesondere für
VO 000 Haushalten über Jahre hinweg berechnet, Frauen, geschlossene Versicherungsverläufe siıcherzustel-
wobe!l für jede In diesem Haushalt ebende DPerson z len Indem auch nıcht erwerbstätige Ehegatten 1n diıe Ver-
760 Varıablen benutzt wurden) würde die Verwirklichung sicherungspflicht einbezogen werden, soll erreicht WeOeI-

dieses Modells den ZUuUr dauerhaften Erhaltung des den, daß während aller Phasen des „aktıven“ Lebens Ver-
Rentennıiıyveaus notwendıgen Beıitragssatz ähnliıch anste1l- sorgungsansprüche entstehen. Hınzu kommen als weıtere
SCH lassen WwI1e das geltende Recht, nämlich VO Jetzt 18 konstituierende Elemente iıne beitragsfundierte Mindest-
auf Prozent 1im Jahr 2035 sıcherung tür alle Versicherten SOWIEe iıne der indıvıdu-

ellen Leistungstähigkeıit Orlentlerte Gestaltung der Ver-
sıcherungsbeıträge. Da 1n dıesem System eınerseılts dıe
Hınterbliebenenrenten entfallen, andererseıts ine grö-

Fın „Voll Eigenständiges System der Rere Zahl VO Personen Beıträge zahlt, wırd der auf die
DPerson bezogene Beıtrag gesenkt. Für Haushalte mıiıt Zzwe!lsozialen Sicherung ” Verdienern, dıe bısher zweımal den vollen Beıitragssatz
zahlen, ergıbt sıch dabeı iıne Reduzıerung der Beıträge,Eın weıteres negatıves Ergebnis dieser Berechnungen: Die

schon heute beobachtenden Versorgungslücken gerade allerdings auch ıne Reduzierung der spateren nsprü-
be] alleinlebenden Wıtwen würden durch dıe Teillhabemo- che Haushalte mMI1t einem Einkommensbezıieher mülfsten
delle In geringerem Ma{fife abgebaut, als 11A  —_ bisher g- mıt höheren Beıträgen rechnen, die allerdings 1mM Rahmen
dacht hat Es lieben erhebliche Versorgungslücken be- des Verkrattbaren lıegen. Durch eın laufendes Splitting
stehen, die 65 unabdıngbar machen würden, dıe Teıilhabe- der Ansprüche würde sıchergestellt, da{fß Mannn und Tau

SYSteEmE durch Mindestsicherungssysteme erganzen. während der Ehe gleich hohe Ansprüche ansammeln -
„Außerdem wırd auch dıe Diskriminierung der Frau, die abhängıg davon, WI1e€e dıe Aufgaben innerhalb der Ehe VCI-

Kınder ErZOSCH hat, ANSTALTT erwerbstätıig se1n, nNnUu  —_- teıl- teılt sind. Dıe Bezieher nıedrigerer Einkommen werden
Lasten der Bezieher höherer Einkommen begünstigt.welse beseitigt”, der Frankfurter Soz1ialwıssen-

schaftler un Präsıdent des Deutschen Instıituts tfür Wırt- uch die Begünstigung infolge der Kinderanrechnung 1St
1im oll Eigenständigen System größer als in den Teılha-schaftsforschung Berlın, Proft Hans-Jürgen TUDD, bel der

Vorstellung der umfangreıichen Analyse Ende G> bevarıanten. Sıe führt allerdings 1m Gegensatz den
Teilhabevarıanten nıcht einer höheren Rente, SOMN-11C  — Jahres 1ın onn Und erganzte: „Dies I1St aber gerade

angesichts der rückläufigen Geburtenentwicklung sehr dern eıner Entlastung der Haushalte be]l den Beıtrags-
bedenklıich, denn letztlich wırd dıe Stabilität der Renten- zahlungen während der ohnehın angespannten Phase der
versicherung 1m Generationenvertrag nu  —_ durch Kınder- Kindererziehung.
_erziehung gesichert.” Während die Rentenausgaben be1 der bisher politisch
Kruppl teılte damıt WI1€e auch dıe anderen hıer erwähnten meılsten favorisierten orm der Teijlhaberente EetIW.

Wissenschattler un Kommıissıonen dıe Bedenken der wWwel bıs dre1 Prozent ste1ıgen, vermıindern sıch beım oll
beiden Kiırchen. och die Frankfurter und Mannheimer Eıgenständigen System die Rentenausgaben gegenüber
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geltendem Recht dreı Prozent. Alierdings yäbe bei schrift weıter, nıcht NUuUr der Gesellschaft ZUugute, tragen
Einführung dieses Systems iıne längere Übergangszeit; die nachwachsende Generatıon un: dıe Jjeweıls ältere Ge-
dıe Belastungen waren In den ersten Jahrzehnten auch hö- neratıon, sondern haben Anteıl einem unabdıngbaren
her als be1 allen anderen Alternatıven, da die dauerhatte Beıtrag ZUuU Bestand der Gemeinschaftt. Die Erziehung

der Kınder und die Fürsorge 1m Famıilienbereich selenBelastungsminderung sıch erst nach3vier Jahrzehnten
durchsetzen würde. Im anzen würde damıt also iıne nıcht eintach 198808  _ priıvate Leıistungen neben und unabhän-
Verstetigung des demographisch bedingten Belastungsan- Z1g VO der Gesamterziehung und der Gesamtversorgung
st1egs und nach der Jahrtausendwende, WEenNnn sıch das innerhalb der Gesellschaft. „In den Kıinderfamıilien wırd
Verhältnis zwıischen Erwerbstätigen un Rentnern weıter de facto, solange die Leistungen der Rentenversicherung
zugunsten der Rentner verschiebt, og iıne ZEWISSE Ent- 1mM Umlageverfahren aufgebracht werden, eın unabdıng-
lastung erreıicht. barer, unersetzbarer, geldwerter Beıtrag ZU Generatıo-

neNVvertra geleıstet, der be]1 der Bemessung der Renten
entsprechend berücksichtigen 1St. Dıies gründet auf der

ur dıe Famlılıe bısher d den Rand Bereitschaft der erwerbstätigen Generatıon, mıt ıhren Be1i-
gedrückt? tragen die Renten der aus$s dem rwerbsleben ausgeschie-

denen Generatıon finanzıeren, 1m Vertrauen darauf,
Als vorläufiges Fazıt bleıbt: Ile Wissenschaftler un Ex- da{ß die noch nıcht erwerbstätige Generatıon bereıit un
pertenkommıiıssıonen die sıch bisher Wort gemeldet ha- rähig ISt, Später hre Renten tinanzıeren (Generatl1o-
ben, plädieren für familienstärkende Alternatıven gerade nenvertrag).”
auch be1 der anstehenden Reform der Hınterbliebenen-
VErSOTSUNG un der Rentenversicherung. Dıie beiden Kır-
chen können sıch also mıt ihren Voten durchaus bestätigt Ungleichgewichte ım geltenden ec
tühlen. abbauen
Gleichwohl hat viele Sozılalpolıtiker dıe Entschiedenheıit
überrascht, mıiıt der Jjetzt auch dıe Rentenkommission des Es werden dann die Ungleicbgewicbte geltenden Recht

dargestellt. Dazu gehört CTW da{fß 1ıne Wıtwe, die keineRats der EKD In ihrer Denkschrift, w1e€e 1m Herbst 980
bereıts die katholische Kırche, be1 der anstehenden Re- Kınder ErZOSCNH hat, die xyleiche VO Anspruch des Man-

nNnecs abgeleıtete Rente WI1e€e iıne Frau erhält, die SCn Kın-ftorm: 1ıne Stärkung der Famailılıie ordert. „Miıt der Pflege dererziehung auf die Erwerbung eıgener Rentenansprü-der Kınder und ihrer verantwortungsbewußten Erziehung che verzichten mußfßte. „Dıie gyänzlıche Vernachlässigungerbringt die Famillıe iıne Solıdarleistung, dıe einen der Pflege- un: Erziehungsleistung der Eltern tfür ıhresentlıchen Beıtrag Zu Fortbestand des (GGenerationenver-
tırages darstellt”, betont Walter Hammer, Präsiıdent der Kınder 1St soz1ıal ungerecht angesichts der vielen Tatbe-

stände anzurechnender beitragsloser Zeıten (Ersatzzeı-Kırchenkanzlei der EKD, 1m Vorwort. Jnd ın dem Papıer
wırd befürchtet, „dafß die gyegebene und sıch eher noch ten, Austallzeıten un Zurechnungszeıten) ın der Renten-

versicherung. Dies oılt mehr, als dıe Kınder dıeverschärfende Enge des Finanzspielraumes die politischen
Entscheidungsträger Lösungen veranlassen wiırd, die Voraussetzung tür die Erfüllung des Generationenvertra-

SCS sınd, also hre Berücksichtigung 1m Rentenver-die tragende Rolle der Famlıulıe nıcht ANSCMESSCH berück-
sıchtigen” Insbesondere sel erwarten, da{fß die „drın- sıcherungsrecht nıcht alleın sozı1al, sondern funktional

€Sigherung der Rentenzahlung In Zukunft) begründengend gebotene Anerkennung der Pflege un Erziehung 1ST
VO  ; Kindern beı der Rentenberechnung un: -bemessung Getordert wiırd, „dafß mıindestens dre] Erziehungsjahre,yanderen vorgeblich bedeutsameren Vergünstigungen un ZWAar dıe ersten dreı Lebensjahre Je Kınd, als ıktıvegeopfert wırd“ Dazu dürfte die Kırche nıcht schweıgen.
„Sıe mMUu nach Kräften die Tendenz, die Famlıulıe ın Beıtragszeıt MIt einer Bemessung 100 Prozent des

Durchschnittseinkommens zugerechnet werden“ Diıie 7u-
uUuNnserem soz1ıalen Leistungssystem immer weıter den
Rand drücken, ankämpfen. Werden bel der Rentenre- rechnung ann dabe!] nach Meınung der evangelıschen

Lxperten nıcht davon abhängıg gemacht werden, da{fß iıneform 8 die Weichen In dieser Hınsıcht talsch gestellt,
wırd eın wichtiger Bestandteıl des famılıenpolitischen Erwerbstätigkeıit aufgegeben wiırd. Dadurch würden al-
Terrains auf Dauer verloren se1in.“ leinstehende Erziehende un Teilzeitbeschäftigte uUunzZzu-

mutbar benachteıligt werden. Auch in der katholischen
Die zentralen Forderungen, die die evangelısche Kırche Stellungnahme werden dieselben Ansıchten vertreten,
„Adus ihrem soz1ıalethischen Grundverständnis“ ıne WEeNN auch nıcht deutlich ausgedrückt. Dort heifßst
Weıterentwicklung der Rentenversicherung stellt, sınd: CELWA, 1m Miıttelpunkt der Neuordnung MU. ine bessere
Durchsetzung der Gleichbehandlung VO Mann un Tau Sıcherung des sıch der Kıindererziehung wıdmenden Ehe-
1m Rentenrecht; Ehe- un Familienfreundlichkeıt; ANSC- gatten, „häufig also der nıchterwerbstätigen Mutter“, STE-
essene Anerkennung VO Pflege- un Erziehungszeıten hen Es o1bt jedoch andere katholische Sozıalpolitiker, die
der Eltern für hre Kınder. ıne Gewährung VO Kindererziehungszeıten für berufs-
Liebe, Zuwendung, Fürsorge und Erziehungsleistung In- tätıge Frauen ablehnen. Gerade ın den ersten drei oder
nerhalb der Famlıulıe kommen, heiflßst In der enk- fünf Jahren benötige das ınd ıne ganztägıge Beaufsich-



147 Kırchliche Zeitfragen
tıgung durch dıe Mutter, damıt „Trühkıindliıcher Depriva- 1mM Prinzıp dieselben Forderungen erhebt, allerdings tür
tıon  «“ vorgebeugt werden kann, WEenNnn S$1€e iın dieser eıt die Anrechnung VOoO mındestens fünf, möglıchst aber
dennoch berufstätig sSe1 und die Kınder Pilegeeltern über- Sar sıeben Kindererziehungsjahren plädiert.
lasse, belege S1e die entsprechende Phase iıhres Lebens Ja er Vorschlag der Wahlmöglichkeit in der EKD-Denk-

schrift resultiert auch aus einem EeLWwWAS anderen Ehever-mıt Beıträgen 4A4US Berutstätigkeıit; ina  s sollte also 980858

Teilzeitbeschäftigten zusätzliıche Anwartschatten bıs 2A0 ständnıs der evangelıschen Kırche. Das wırd dort erkenn-
Ööhe des Durchschnittsverdienstes anerkennen, sotern bar, ZU1T Begründung des Vorschlags heißt „Wegen
sS1e SCH der Kıindererziehung UTr stundenweıse be- der bestehenden zögernden Einstellung einer dauerhaften
schäftigt se]jen un mIiıt ihrem Lohn deswegen Bindung, aber mehr noch SCn vieler denkbarer Fälle, ıIn
dem Durchschnittseinkommen leben. Damıt würden denen ıne Teılhabe den Rentenansprüchen des Part-
auch die Interessen der Alleinerziehenden ausreichend NeTrs nıcht gewollt, nıcht nötıg oder auch sehr unbillıg für
gewahrt. die Versichertengemeinschaft wäre, mu 1ıne Wahlmög-
In der evangelıschen Denkschriuft wırd auch die 1im In- ichkeit der geringeren Vergemeinschaftung 1Ns Auge SC-
and lebenden ausländischen Eltern gedacht. Für s1e käme taflßt werden. Mıiıt dieser Möglıchkeit I1STt automatıisch die
iıne Anrechnung VO Erziehungszeıiten NUur In Betracht, 100-Prozent-Garantıe der eıgenen Rentenanwartschaften
„WENN 1in der Erziehung iıhrer Kınder ebenso eın Beıtrag verbunden (was ansonsien abgelehnt wiırd) Weıl mıt die-
Z Generationenvertrag der deutschen Sozijalversiche- SOn VWahlmöglichkeit 1M Falle der Eheschließung eın

eventuell zukünftiger Eingriff in die Rentenanwartschaf-rung sehen 1St, WI1€e dies In der Regel be]ı der Erziehung
VO eutschen Kiındern der Fall ISt  “ ten verbunden 1St; wırd s$1e häufig sıch ehefreundlich aus-

wırken.“
Springender Punkt für alle Überlegungen 1St die Finanzıe-

Fin neuer Vorschlag: chaffung 9 rUNg. Hıer haben weder die evangelische noch die katholi-
Wahlmöglichkeiten sche Kırche bıs 1Ns einzelne durchdachte Deckungsvor-

schläge gemacht. Beide sahen dies auch nıcht als ihre Auf-
Dıie EKD-Rentenkommission pflichtet dem Gedanken gabe Die EKD-Rentenkommission plädiert 1ın ıhrer
der Teıilhaberente ım Grundsatz beıi Danach hat und be- Denkschrift für ıne Kostenneutralıität der anstehenden
hält jeder Versicherte seınen auf seiner Beıtragsleistung Reform, WENNn möglıch Oß für iıne Entlastung der Be1i-
beruhenden Rentenanspruch; die während der Ehe VO  ; tragszahler. „Gleichzeıitig mu{fß S$1e jedoch darauf hinwel-
jedem Partner erworbenen Anwartschaften werden beıim SCNH, da{fß heute beileibe nıcht alle Rentenleıistungen durch
ode eınes Partners gleichsam ın eiınen Topf gewortfen, Beitragsleistungen der Versicherten gedeckt und legıit1-
un: der UÜberlebende hat Anspruch auf ıne daraus und milert sınd. Es gilt, diese beitragsfreien Leistungen kritisch
A4US seınen eigenen vorehelichen Anwartschaften berech- durchforsten un Raum für die besonders wichtige Be-
netie Rente, dıe (häufig) höher seın wırd als 1ıne Rente NUr rücksichtigung VO Erziehungszeıiten schaften.“ (Ge-
aUs der eigenen Anwartschaft, (selten) jedoch auch nıedri- Iragt wırd nach der sozıalethischen Legıtıiımatıon eıner
SCI seın kann. „Die durch die Ehe entstandene Teılhabe Reıihe anderer Leistungen. Die Rentenkommissıon nn

den Rentenanwartschaftften des Partners nach dessen dabej tolgende Bereiche: Tatbestände einer Überversor-
Tod annn also eiınem Verheirateten-Zuschlag oder SUung, Mifßbräuche VO Leistungen, bruttolohnbezogene
-Abschlag führen. Diese Grundgedanken entsprechen Kente, faktiısche Steuertreiheit VO KRenten, Berufsunftä-
evangelıschen Auffassungen 1mM Hınblick auf Ehe un Fa- higkeitsrenten, Prozentsatz der Teilhaberente, tlexible
mılıe. In vielem sınd s$1€e günstiger beurteıulen als das S Altersgrenze.
genwärtige Recht.“ In der Denkschrift der EKD-Renten-
kommissıon wırd weıter dafür plädıert, „dafß beım /7usam-
mentreffen sehr hoher Anwartschaften die 4US Miıtteln

Beıtragsfreie Leistungen
durchforsten?

der Solıdargemeinschaft zahlenden Zuschläge ENISPCE -
Da{fi dıe Denkschrift der Rentenkommission des Rats derchend begrenzt werden“

Neu In der bisherigen Rentenretormdiskussion 1St der EK  e) stimmt In den Kernaussagen weıtgehend miıt der 1m
Vorschlag der EKD, beı der Angleichung der Rentenan- September 980 verötftentlichten Stellungnahme der ka-
sprüche VO Mannn un Frau Wahlmöglichkeiten anzubie- tholischen Arbeıtsgruppe „sozıale Sıcherung der Trau  D
te  S Ahnlich WI1e€e die Eheleute die Wahl zwıischen dreı (JüÜü- wurde schon eingangs DESAZL Da{iß die Denkschriuft auf
terständen haben, sollen S1e auch 1mM Hınblick auf hre katholischer Seıte ıne sehr posıtıve Aufnahme tiınden
Rentenbiographie wählen können zwıschen einer Grund- würde, WAar erwarten So hıel denn auch 1ın einer —

regelung 1im Sınne der Teıilhaberente Einbeziehung sten Stellungnahme des Geschäftsführers dieser Arbeıts-
der während der Ehe angefallenen Anwartschaften, eıner STUuDPDPC, Rechtsanwalt Leopold Turowski: „Mit diesen Aus-
stärkeren Vergemeıinschaftung Einbeziehung auch SCHh wagtl die evangelısche Kirche eınen mutigen Schritt
der vorehelichen Anwartschaften SOWIe einer Art „Ren nach VOTN ın der gegenwärtig dem Druck der Fı-
tentrennung”. Miıt diesen Vorschlägen unterscheidet sıch nanzmısere sıch immer mehr auf das Notwendigste 11-

die Posıtion der evangelıschen Denkschriuft auch VO der genden Bemühungen dıe VO Bundesverfassungsge-
des entsprechenden katholischen Papıers, das an sSsoNsSten richt geforderte Rentenretorm.“ Hans L1ipp


